
Kaum hat die türkische Regie-
rung nach Journalisten und 
Menschenrechtlern auch deut-

sche Großunternehmen wie Daimler 
und BASF auf eine Liste mutmaßli-
cher Terrorunterstützer gesetzt, ist für 
Bundesaußenminister Sigmar Gabriel 
vielleicht doch Schluss mit lustig. Wie 
der SPD-Politiker am Donnerstag 
mitteilte, werden nun die staatlichen 
Kreditgarantien für Geschäfte deut-
scher Firmen in der Türkei überprüft. 
»Man kann niemandem zu Investitio-
nen in ein Land raten, wenn es dort 
keine Rechtssicherheit mehr gibt und 
sogar Unternehmen, völlig unbeschol-
tene Unternehmen, in die Nähe von 
Terroristen gerückt werden«, erklärte 
Gabriel nach einem Bericht der Deut-
schen Presseagentur. Mit sogenann-
ten Hermes-Bürgschaften sichert der 
deutsche Staat Auslandsgeschäfte von 
Unternehmen gegen Ausfälle ab. Das 
scheint ihm jetzt im Fall der Türkei zu 
riskant zu werden: Es gebe schon Bei-

spiele von Enteignungen, so Gabriel. 
Er könne sich auch keine Ausweitung 
der EU-Verhandlungen mit der Türkei 
über eine Zollunion vorstellen.

Nach einem Bericht der Zeit am 
Mittwoch hatte die türkische Regie-
rung dem Bundeskriminalamt (BKA) 
eine Liste mit angeblichen Terrorun-
terstützern zukommen lassen – insge-
samt 68 Unternehmen und Einzelper-
sonen, darunter Daimler und BASF, 
aber auch ein Spätkaufimbiss und eine 
Dönerbude in Nordrhein-Westfalen. 
Die genannten Firmen haben angeb-
lich Verbindungen zur Bewegung des 
Predigers Fethullah Gülen – der frü-
here Verbündete des türkischen Prä-
sidenten Recep Tayyip Erdogan lebt 
in den USA und wird von Ankara für 
den gescheiterten Putschversuch in der 
Türkei im Sommer 2016 verantwort-
lich gemacht.

Nach einem Bericht der Bild-Zei-
tung hat Erdogan der Bundesrepublik 
bereits vor Wochen angeboten, den 

deutsch-türkischen Welt-Korrespon-
denten Deniz Yücel gegen zwei nach 
Deutschland geflohene Exgeneräle 
der türkischen Armee auszutauschen. 
Gabriel sagte allerdings am Don-
nerstag, er kenne »kein offizielles 
Tauschangebot«. Ein entsprechender 
Schriftverkehr oder Anruf sei ihm nicht 
bekannt. Nach einem Bericht von Spie-
gel online am Donnerstag »soll« Erdo-
gan Gabriel den Austausch im persön-
lichen Gespräch diskret unterbreitet 
haben. Laut Bild hatte ein Sprecher 
des Außenamts am Mittwoch erklärt: 
»Auf so einen Handel können wir uns 
natürlich nicht einlassen.« Als Reak-
tion auf die Verhaftung der deutschen 
Menschenrechtlers Peter Steudtner in 
der Türkei sollen laut Gabriel die Rei-
sehinweise des Auswärtigen Amts für 
das Land verschärft werden.

Das türkische Außenministerium 
wies Kritik an Steudtners Inhaftierung 
als »beispielhaft für diplomatische Un-
höflichkeit« zurück. Die Bundesregie-

rung versuche Einfluss auf die »unab-
hängige türkische Justiz« zu nehmen, 
teilte es am Donnerstag in Ankara mit.

Ein Ende des sogenannten Flücht-
lingspakts mit der Türkei ist derweil 
nicht in Sicht. Die EU überweist An-
kara bis zu sechs Milliarden Euro, um 
mit Hilfe der türkischen Küstenwache 
bis zu drei Millionen Geflüchtete von 
Europa fernzuhalten und in der Tür-
kei mit dem Nötigsten zu versorgen. 
Als wirksames Druckmittel gegenüber 
Ankara sieht die Bundesregierung ein 
Ende des seit März 2016 geltenden 
Abkommens nicht – schließlich kämen 
die Gelder den Schutzsuchenden zugu-
te, so die gängige Argumentation.

Der außenpolitische Sprecher der 
Grünen, Omid Nouripour, sieht das 
anders: »Erdogan meint, er könne uns 
nach Lust und Laune erpressen. Wenn 
wir aus seinen Fängen entkommen 
wollen, müssen wir den Flüchtlings-
pakt aufkündigen«, sagte er der Heil-
bronner Stimme vom Donnerstag.

CIA-Waffenlieferungen nach Syrien gestoppt

WWW.JUNGEWELT.DE

US-Präsident distanziert 
sich von Justizminister
Washington. US-Präsident Donald 
Trump rückt von seinem Justizmi-
nister Jefferson Sessions ab. Dieser 
hätte sich in der Affäre um vermeint-
liche Russland-Kontakte von Trumps 
Umfeld niemals für befangen erklä-
ren und von dem Fall zurückziehen 
sollen, sagte Trump der New York 
Times vom Mittwoch. »Und wenn er 
sich für befangen gehalten hat, hätte 
er mir das sagen sollen, bevor er sein 
Amt antritt – dann hätte ich einen 
anderen ausgesucht.« Sessions hatte 
im März kurz nach seiner Ernen-
nung erklärt, er werde sich aus den 
Ermittlungen rund um mutmaßliche 
Russland-Kontakte des Trump-
Teams während des Präsidentschafts-
wahlkampfes heraushalten. Zuvor 
war bekannt geworden, dass der Re-
publikaner bei einer Anhörung nicht 
angegeben hatte, sich 2016 mit dem 
russischen Botschafter Sergej Kisljak 
getroffen zu haben.  (Reuters/jW)

Schorndorfer Polizei 
 korrigiert Falschmeldung

Schorndorf/Stuttgart. Die Polizei (im 
Bild: Roland Eisele, der Polizeiprä-
sident in Aalen), hat ihre Falsch-
meldung zu den Vorfällen auf dem 
Schorndorfer Volksfest eingeräumt. 
Am Wochenende war zunächst von 
»massiven« Gewalttätigkeiten gegen 
Polizisten und Frauen die Rede. In 
der Nacht zu Sonntag stand eine 
Gruppe von etwa 100 jungen Er-
wachsenen der Polizei feindselig ge-
genüber, nicht 1.000 Menschen, wie 
polizeilich angegeben worden war. 
Aus dieser Gruppe habe es »massive 
Flaschenwürfe« auf die Beamten 
gegeben. Der Bürgermeister des 
Ortes hatte am Dienstag im ZDF 
von zwei Biertrinkern gesprochen. In 
der offiziellen Korrektur der Polizei 
vom Donnerstag heißt es weiter, die 
ursprüngliche Mitteilung über »bis 
zu 1.000« junge Aufständische aus 
Asien habe zu der Fehlinterpretation 
geführt, dass eine Gruppe an allen 
geschilderten Taten beteiligt gewe-
sen sei. Insgesamt wurden während 
der »Schorndorfer Woche« 53 ein-
zelne Straftaten angezeigt.  (dpa/jW)

Bundesaußenminister Sigmar Gabriel (Juli 2015)
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Arbeiterbewegung
Manchester hat jetzt eine Friedrich-

Engels-Statue. Sie wurde aus   
der Ukraine herangeschafft

Allianz
Israels Staatschef Netanjahu war zu 

Besuch bei seinem Amtskollegen 
Orbán in Budapest

Ausbeutung
Südkoreas Präsident will Wochenar-

beitszeit auf 52 Stunden reduzie-
ren. Unternehmer sind dagegen

Amoklauf
Die Staatsmacht nutzte den 22. Juli 

2016 für eine überdimensionierte 
Einsatzübung in München 3 6 9 11
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US-Präsident soll geheimes Programm zur Aufrüstung von Regierungsgegnern beendet haben

US-Präsident Donald Trump 
hat das Ende des verdeckten 
Unterstützungsprogramms 

des US-amerikanischen Auslands-
geheimdienstes CIA für Kämpfer in 
Syrien angeordnet. Die Entscheidung 
sei bereits vor einem Monat getroffen 
worden, berichtete die Zeitung Wa-
shington Post am Mittwoch unter Be-
rufung auf namentlich nicht genannte 
Regierungskreise.

Das verdeckte CIA-Programm war 
2013 offiziell von US-Präsident Barack 
Obama gebilligt worden. Vermutlich 
hatte es aber schon Ende 2011 und 

spätestens Anfang 2012 begonnen, wie 
die New York Times im März 2013 nach 
einer Langzeitstudie berichtet hatte. 
Damals waren Waffen und Kämpfer 
von Libyen über den Seeweg in die 
Türkei geschmuggelt worden, von wo 
sie – unter den Augen der CIA – nach 
Syrien gelangten.

Seit Anfang 2012 wurden die Waf-
fen nachweislich auf dem Luftweg 
von Katar und Saudi-Arabien und von 
Kroatien nach Ankara und Amman 
transportiert, von wo sie ins jeweilige 
Grenzgebiet gelangten. CIA-Agenten 
halfen demnach arabischen Partnern 

beim Kauf der Waffen und bei deren 
Verteilung an ausgewählte Kämpfer in 
Syrien.

Bei mehr als 160 Militärtransport-
flügen seien zwischen Anfang 2012 
und Anfang 2013 mindestens 3.500 
Tonnen Waffen und Munition geliefert 
worden, erklärte damals Hugh Grif-
fiths vom Internationalen Friedensfor-
schungsinstitut in Stockholm (SIPRI). 
»Dichte und Anzahl dieser Flüge deu-
ten auf eine gut geplante und koordi-
nierte geheime militärische Logistik-
operation hin.« Wiederholt waren die 
Waffen in die Hände von Kämpfern 

der mit Al-Qaida verbündeten Al-Nus-
ra-Front und des »Islamischen Staa-
tes« gefallen.

Die Anordnung Trumps betrifft 
nicht die Soldaten, die unter Komman-
do des Pentagons mit der »Anti-IS-
Allianz« im Nordosten Syriens koope-
rieren. Die Syrisch-Demokratischen 
Kräfte und die kurdischen Volksver-
teidigungseinheiten YPG werden laut 
türkischer Nachrichtenagentur Anado-
lu direkt von mittlerweile zehn US-Mi-
litärbasen versorgt, die die US-Armee 
völkerrechtswidrig auf syrischem Ter-
ritorium errichtet hat. Karin Leukefeld

wird herausgegeben von  
2.061 Genossinnen und  
Genossen (Stand 7.7.2017)
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Solidarisch
Gewalt hat den Protest von Zehn-
tausenden gegen G 20 in Hamburg in 
den Medien überlagert. Der wirkliche 
Widerstand, die Demonstrationen 
und Blockaden, muss im Mittelpunkt 
stehen. Von Florian Wilde 
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Berlin macht 
Ernst
Wenn die Türkei sogar Daimler und 
BASF als Terrorunterstützer listet, hört 
der Spaß auf. Aber der Flüchtlingspakt 
bleibt erst mal. Von Claudia Wangerin
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